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Verbeiständung infolge Starrköpfigkeit?
Sachverhalt

Es geht um einen 75-jährigen Landwirt, der auf dem Bauernhof immer noch aktiv ist. Der Bauernhof gehört einer Erbengemeinschaft, welcher er zugehört. Die Erbengemeinschaft besteht seit mindestens 40 Jahren, so dass nun schon die Kinder der Erben mitmischen, was die Sache noch komplizierter macht. Es geht um viel Geld, da immer wieder Land verkauft wurde und unter den Erben das Geld verteilt wurde. Nun sind die Erben schon seit längerer Zeit hinter einander gekommen, da sie Stutz wollen. Sie werfen dem Bauer vor, dass er sie hintergeht. Sie wollen, dass er mit Bauern aufhört, da er als Pensionierter keine Subventionen mehr bekommt und so ist der Betrieb schon lange defizitär. Er hat auch überall Schulden. Er ist ein schlauer Verhandler, und so brachte er es immer wieder fertig, dass er auf dem Hof bleiben konnte. Jetzt steht aber die vom Gericht verfügte Teilung an. Es ist nur noch eine Beschwerde beim Bundesgericht hängig. So weit die Vorgeschichte.

 

Im Juli 2003 stellte der Gerichtspräsident bei der VB einen Antrag zur Errichtung einer Vetretungsbeistandschaft Art. 392 ZGB mit dem Ziel, den Bauern am Prozessgeschehen teilhaben zu lassen, (er hatte keine Klageantwort eingereicht), da es sich um beträchtliche Vermögenswerte handelt.

Die VB errichtete die Beistandschaft, ich wurde als Beistand ernennt.  Es war dann relativ einfach, den Bauern zu motivieren, einen Anwalt zu beauftragen. Er kannte diesen schon und dieser war auch schon früher in die Sache involviert. Der Rest war sehr mühsam, da der Bauer schon sehr stur ist. Es ist aber nach meiner Ansicht keine Frage der Zurechnungsfähigkeit, sondern er ist eben stur und durch die alten Geschichten sieht er nur seinen Standpunkt und hat sich mit den anderen Erben überworfen. Die VB Präsidentin nahm jeweils an den Gesprächen teil. Sie ist Bäuerin und kennt somit die inhaltliche Problematik recht gut.

Nach den zwei Jahren habe ich nun im Einvernehmen mit der Präsidentin bei der VB die Aufhebung der Beistandschaft beantragt. Sie hat nun dies dem Anwalt mitgeteilt und der reagiert nun heftig. Die VB nehme die Verantwortung nicht wahr. Er müsse sich fragen ob es nicht eher schärfere vormundschaftliche Massnahmen brauche, da die Uneinsichtigkeit des Bauers enorm sei. Die Zurechnungsfähigkeit sei fraglich.

Die Präsidentin hat mich nun beauftragt, die Sache weiter abzuklären und nun komme ich in die Rolle vom VM Sekretär, der die VB, (Laiengremium) beraten muss, was sie zu tun hat.

 

Meine Frage:

1. Was meinst Du zur ersatzlosen Aufhebung der Beistandschaft.

2. Welche Alternativen sind möglich mit welchen Schritten. (aus der Sicht der VB)

3. Was soll ich mich in der Rolle vom Beistand verhalten.

4. Wäre es nicht sinnvoll aus dieser Doppelrolle herauszukommen.

 

Erwägungen

1. Der Bauer ist verbeiständet worden, weil er seine Interessen nicht wahrzunehmen wusste und das mit der Erbteilung beauftragte Gericht zum Schluss kam, er sei als Prozesspartei nicht hinreichend vertreten (E. Langenegger, Basler Kommentar ZGB I, N 5 zu Art. 392). Sein Unvermögen, zweckmässig zu handeln, war allerdings nicht derart ausgeprägt, dass er Handlungen eines Vertreters durchkreuzen würde. Er scheint sie zu dulden, was es erlaubt hat, ihn ohne Einschränkungen der Handlungsfähigkeit hinreichend zu vertreten. Wäre dem nicht so gewesen, d.h. würde der Bauer ernsthaften Widerstand bieten gegen die Handlungen des Beistandes, so müsste eine andere Massnahme in Betracht gezogen werden, falls der Hilfsbedarf seit Errichtung der Massnahme nicht infolge Einsicht und Vernunft dahin gefallen ist (BGE 111 II 13; ZVW 1986 S. 34 ff). 

2. Die Beistandschaft ist dann entbehrlich, wenn sich der Vertretene mittels Auftrag und Vollmacht (Art. 32 ff. und 394 ff. OR) hinreichend vertreten lassen kann und in der Lage ist, die Vertrauenswürdigkeit des Vertreters und dessen Fähigkeit zur Erledigung der nötigen Angelegenheiten zu beurteilen, die Aktivitäten des Vertreters insgesamt zu überblicken und mit den eigenen Interessen in Beziehung zu setzen (Langenegger, BSK, N 6 zu Art. 392 mit Hinweisen). Offenbar ist der Bauer nicht in der Lage, diesen Ansprüchen gerecht zu werden, wenn sich der Anwalt gegen eine Aufhebung der Vertretungsbeistandschaft wehrt.

3. Eine Vertretungsbeistandschaft kann aufgehoben werden, wenn die Angelegenheit, für die der Beistand bestellt worden ist, erledigt ist (Art. 439 ZGB). Das ist hier noch nicht der Fall. Sie ist zudem aufzuheben, wenn die Gründe, welche zur Verbeiständung geführt haben, dahin gefallen sind (sinngemäss gilt die Bestimmung von Art. 393 Abs. 2 nicht nur für die Verwaltungsbeistandschaft, sondern auch für die Vertretungsbeistandschaft). Eine Aufhebung sollte kurz vor Abschluss des bundesgerichtlichen Verfahrens nicht in Betracht gezogen werden, wenn sich an der Situation, welche zur Verbeiständung geführt hat, nichts Grundlegendes verändert hat. Die Tatsache, dass der Bauer anwaltlich vertreten ist, wird aufgrund der Sachverhaltsdarlegung auf die Verbeiständung zurückzuführen sein. Der Anwalt wird auch in Zukunft diesen Beistand als Gesprächspartner benötigen, um rechtsgültig handeln zu können. Es könnte zudem sein, dass – wenn das Urteil zu Ungunsten des Bauern ausfällt – ein besonderer Bedarf nach Organisation seines Lebens und nach sozialversicherungsrechtlicher Absicherung (EL) entsteht. 
4. Damit gelange ich zu folgender Beurteilung.

a) Was meinst Du zur ersatzlosen Aufhebung der Beistandschaft.
Nicht angebracht, vgl. Ziff. 3. Der Auftrag ist noch nicht beendet, und an den Voraussetzungen zur Errichtung der Beistandschaft hat sich nichts Grundlegendes verändert.
b) Welche Alternativen sind möglich mit welchen Schritten (aus der Sicht der VB)?
Zur Zeit keine Alternativen, es sei denn theoretisch eine Entmündigung gestützt auf Art. 369 ZGB, wozu allerdings die nötigen Grundlagen (Geisteskrankheit oder Geistesschwäche und dauernde Schutzbedürftigkeit) fehlen.
c) Wie soll ich mich in der Rolle des Beistandes verhalten.
Das Mandat scheint in Anbetracht der Starrköpfigkeit des Bauern mühsam und beschwerlich und bietet aus sozialarbeiterischer Sicht sicher eine besondere Herausforderung. Methodisch ist sehr hilfreich, dass nicht der Beistand die vertretene Person zu vernünftigem Handeln anhalten muss, sondern der Rechtsstaat diese Arbeit verrichtet und der Beistand sich mehr oder weniger anerbieten kann, dem Bauer Unterstützung in dieser Zwangslage zu bieten. Es ist insbesondere in Betracht zu ziehen, dass das Mandat zur Wahrung der wohlverstandenen Interessen des Bauern errichtet worden ist und deshalb in Absprache mit dem Anwalt (und soweit möglich mit dem Bauern) die nötigen Entscheidungen zu treffen sind. Das ging ja offenbar bisher gut, der Rechtsstreit steht vor dem Abschluss. Sollte der Bauer danach nötige Entscheidungen durchkreuzen, müsste die Situation neu beurteilt werden (ersatzlose Aufhebung oder Verschärfung, falls ein Gutachten nach Art. 374 ZGB die nötigen Grundlagen liefern kann).
d) Wäre es nicht sinnvoll, aus dieser Doppelrolle herauszukommen.
Die Führung vormundschaftlicher Massnahmen durch Sekretäre der VB sollte wo immer möglich vermieden werden. Hier sehe ich aber insofern weniger Kollisionsbereiche, als auch der behördenunabhängige Beistand gehalten wäre, sein Mandat bis zur Auftragserfüllung zu Ende zu führen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 21.3.2006
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